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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Mittels Postulat forderte die SGK-SR den Bundesrat auf, einen Bericht mit
Empfehlungen für eine bessere Betreuung und Behandlung von Menschen am
Lebensende auszuarbeiten. Dabei soll auf Themen wie Palliativ Care, ihre nachhaltige
Sicherstellung in der ganzen Schweiz, ihre Finanzierung sowie Zugang zu dieser für alle
Menschen eingegangen werden. Zudem sollen die gesundheitliche Vorausplanung, die
Sensibilisierung der Bevölkerung und der allfällige vom Bundesrat vorgesehene
Regulierungsbedarf in den Bericht einfliessen. Hintergrund des Postulats waren die
Ergebnisse des Nationalen Forschungsprogramms 67 zum Thema «Lebensende». 
Bedingt durch die höhere Lebenserwartung nehme der Bedarf nach Angeboten für eine
würdige letzte Lebensphase und ein würdiges Sterben zu, so Paul Rechsteiner (sp, SG)
für die Kommission während der Ständeratsdebatte in der Sommersession 2018. Man
müsse dabei jedoch nicht am Nullpunkt beginnen, da durch die nationale Strategie
Palliative Care 2010-2015 bereits viel Vorarbeit geleistet worden sei. Während Werner
Hösli (svp, GL) das Postulat in einigen Punkten kritisierte – unter anderem würde mit
dem Postulat ein teurer Markt für das schmerzlose Sterben angepeilt und der Titel des
Vorstosses trage der hervorragenden Arbeit, die in diesem Gebiet getätigt werde, keine
Rechnung –, sprach sich Alain Berset im Namen des Gesamtbundesrates für das
Geschäft aus. Es sei bereits einiges in diesem Bereich gemacht worden, trotzdem gebe
es noch wichtige medizinische und ethische Herausforderungen, die bewältigt werden
müssten wie zum Beispiel die Förderung des Zugangs zu Palliativmedizin für Menschen,
die den Rest ihres Lebens zuhause verbringen wollen. Zudem dürfe man die
Komplexität in diesem Gebiet und die hohen Anforderungen an die beteiligten
Fachleute nicht unterschätzen. Stillschweigend nahm der Ständerat das Postulat an. 1

POSTULAT
DATUM: 13.06.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels Postulat forderte Daniel Frei (sp, ZH) den Bundesrat zu einer Bestandsaufnahme
der Situation der unfreiwilligen Einsamkeit in der Schweiz auf. Weiter soll aufgezeigt
werden, wie dieses Phänomen auf politischer Ebene angegangen werden könnte. Der
Postulant begründete sein Geschäft mit Studien aus Deutschland, dem Vereinigten
Königreich und den Vereinigten Staaten, gemäss welchen ein erheblicher
Bevölkerungsanteil – tendenziell vor allem ältere Personen – mit unfreiwilliger
Einsamkeit zu kämpfen habe. Einsamkeit könne zu physischen und psychischen
Erkrankungen führen und «negative soziale Auswirkungen» sowie finanzielle Folgen
haben. In den besagten Staaten versuche man dem Problem mit gezielten Kampagnen
und der Formulierung von Einsamkeitspolitiken zu begegnen. Es sei davon auszugehen,
dass die Situation in der Schweiz vergleichbar sei. Der Bundesrat bekräftigte in seiner
Stellungnahme die Bedeutung «[s]oziale[r] Teilhabe […] für eine gute psychische
Gesundheit». Angesichts der diesbezüglich bereits unternommenen Anstrengungen –
etwa im Zusammenhang mit der Strategie Gesundheit 2020 – sei er jedoch Ansicht,
dass es keines spezifischen Berichts bedürfe. Das Postulat kam in der Sondersession
2021 in den Nationalrat. Melanie Mettler (glp, BE), welche das Geschäft zwischenzeitlich
übernommen hatte, verzichtete auf ein Votum, woraufhin das Anliegen diskussionslos
mit 95 zu 85 (bei 2 Enthaltungen) abgelehnt wurde. Während die Ja-Stimmen aus dem
Lager der geschlossen stimmenden SP-, GLP- und Grünen-Fraktion sowie von 7
Mitgliedern der Mitte-Fraktion stammten, sprachen sich neben 18 Parlamentarierinnen
und Parlamentariern der Mitte-Fraktion auch die SVP- und die FDP-Fraktion
geschlossen respektive praktisch geschlossen gegen das Postulat aus. 2

POSTULAT
DATUM: 05.05.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Epidemien

Barbara Gysi (sp, SG) forderte in einem im Sommer 2020 eingereichten Postulat eine
Aufarbeitung der Corona-Krise. Sie fügte sich damit in eine Reihe von ähnlichen
Vorstössen ein, wobei sie sich spezifisch auf die Alters- und Pflegeheime und
Wohnheime für Menschen mit Beeinträchtigungen konzentrierte. Der Bundesrat sollte
demnach etwa Fragen zur Vorbereitung der Heime auf die Pandemie, zur Umsetzung
ihrer Vorgaben, zur Situation des Personals oder zur Unterstützung der Heime durch
Bund und Kanton beantworten, die Auswirkungen der Massnahmen auf Bewohnerinnen
und Bewohner, Personal und die Qualität der Heime untersuchen sowie notwendige
Gesetzesanpassungen skizzieren. In ihrer Begründung verwies Gysi auf die grossen
Probleme der Heime, aber auch auf deren unterschiedlichen Erfolg, die es zu
untersuchen gelte. Nachdem der Bundesrat das Postulat zur Annahme empfohlen hatte,
folgte der Nationalrat in der Herbstsession 2020 dieser Empfehlung stillschweigend. 3

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Anders als Barbara Gysi (sp, SG; Po. 20.3721), deren Postulat sich um die Aufarbeitung
der Situation der Alters- und Pflegeheime während der Corona-Pandemie drehte,
wollte Laurent Wehrli (fdp, VD) die Lage der älteren Personen während der Krise
insgesamt analysieren lassen. Hauptziel des Postulats war dabei, für eine allfällige
zweite Welle gewappnet zu sein, weshalb der Bericht in Erfüllung des Postulats vor
allem eine Analyse der organisatorischen und strukturellen Massnahmen, eine Liste des
notwendigen Materials sowie vorbereitende Massnahmen für eine zweite Welle
beinhalten sollte. Zusätzlich sollten im Bericht aber auch die
generationenübergreifenden Beziehungen und die Solidarität während der Krise sowie
beispielsweise die Kostenaufteilung bei den verschiedenen Massnahmen angesprochen
werden. Auch dieses Postulat nahm der Nationalrat in der Herbstsession 2020 mit
Zustimmung des Bundesrates stillschweigend an. 4

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Sozialversicherungen

Private Vorsorge

In der Wintersession 2013 nahm der Nationalrat ein Postulat Weibel (glp, ZH) an, gemäss
dem der Bundesrat darlegen soll, welche Änderungen für eine Beibehaltung der
Möglichkeit, ab einem Alter von 59 respektive 60 Jahren weiterhin Überträge von einer
Säule-3a-Einrichtung auf eine andere Säule-3a-Einrichtung zu tätigen, nötig wären.
Diese Überträge sollten gemäss der Arbeitsgruppe «Vorsorge» der schweizerischen
Steuerbehörden zukünftig nicht mehr möglich sein, erklärte der Postulant. Er
vermutete, dass die Steuerbehörden darauf bestünden, das «Vorsorgeguthaben sofort
statt längstens in zehn Jahren zu besteuern», was er als kurzfristige Steuerpolitik
kritisierte. Diskussionslos nahm der Nationalrat das Postulat an, nachdem es auch der
Bundesrat zur Annahme empfohlen hatte. 5

POSTULAT
DATUM: 13.12.2013
ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Alterspolitik

Ein Postulat Spielmann (pda, GE) für die Einführung eines generellen halben Tarifs für
Rentnerinnen und Rentner im öffentlichen Verkehr wurde mit dem Hinweis auf die
angespannten Bundesfinanzen und die Möglichkeit des Erwerbs eines Halbtax-
Abonnements vom Nationalrat abgelehnt. 6

POSTULAT
DATUM: 09.03.1992
MARIANNE BENTELI

En août 2007, le Conseil fédéral avait établi un rapport sur la politique de la vieillesse.
Considérant l’évolution des conditions-cadres au sein de la Confédération, des cantons
et des communes ainsi que des conditions de vie des personnes âgées, la députée
Leutenegger Oberholzer (ps, BL) enjoint le Conseil fédéral par le biais d’un postulat à
réviser la stratégie de la Suisse en matière de politique de la vieillesse. Les sept sages
ont recommandé de rejeter le postulat, le Conseil national quant à lui, ne s’est pas
encore prononcé.

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
SOPHIE GUIGNARD
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C'est in extremis que le postulat Heim (ps, SO), demandant une stratégie à l'échelle
nationale pour lutter contre la violence touchant les personnes âgées, a été refusé par
le Conseil national. En effet, la voix prépondérante du président Stahl (udc, ZH) a fait
basculer le vote vers le non, face à l'égalité parfaite de 94 voix contre (venant
exclusivement de l'UDC et du PLR) et 94 voix pour (provenant de tous les autres partis
et d'un seul député UDC). La députée socialiste demandait au Conseil fédéral
d'élaborer une stratégie à l'échelle nationale pour lutter contre la violence dont une
personne âgée sur cinq est victime, selon des estimations récentes. Comme ces
violences sont entre autres à imputer aux mauvaises conditions de travail du personnel
soignant, il s'agirait pour le parlement de légiférer à ce niveau-là. Le Conseil fédéral
s'est opposé au postulat, estimant que les différentes initiatives déjà mises en œuvre
ainsi que la coopération entre les cantons et les différentes autorités compétentes
étaient suffisantes. 7

POSTULAT
DATUM: 02.05.2017
SOPHIE GUIGNARD

Un postulat Glanzmann-Hunkeler (pdc, LU) demandait au Conseil fédéral un rapport
exhaustif sur les mesures visant à prévenir la violence sur les personnes âgées.
Considéré comme un groupe particulièrement vulnérable aux violences physiques et
psychiques, il est nécessaire selon la députée PDC de mettre en œuvre un programme
luttant contre ces violences, dont la dépendance financière peut faire partie. Malgré un
avis défavorable du Conseil fédéral, qui estime la documentation existante à ce sujet
suffisante, la chambre du peuple a accepté le postulat par 96 voix contre 92, avec une
abstention. A noter que la députée avait lancé dans le même élan une motion (15.3946)
visant l'instauration d'une campagne d'information sur ces violences, qu'elle a préféré
retirer. 8

POSTULAT
DATUM: 15.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

La vert'libérale Kathrin Bertschy souhaite charger le Conseil fédéral d'actualiser la
comptabilité générationnelle. Ce modèle économique permet d'estimer la charge
financière induite pour les générations actuelles et suivantes par les politiques fiscale
et économique de l'État ainsi que la répartition des paiements et des transferts entre
les différentes cohortes de naissance. Une telle projection avait déjà été réalisée par le
SECO en 2004. 
Selon le Conseil fédéral, les instruments de planification à long terme usités par le DFI
et le DFF sont plus pertinents qu'une comptabilité générationnelle. Cependant, il
admet que qu'une attention plus grande peut être portée sur l'équité
intergénérationnelle. Le Conseil fédéral recommande alors de rejeter le postulat, mais
le Conseil national l'a accepté par 157 voix contre 29 et 7 abstentions. La majorité des
refus provient du groupe PDC, ainsi que de deux Verts et trois UDC. 9

POSTULAT
DATUM: 20.03.2019
SOPHIE GUIGNARD

Da im September 2020 der zur Erfüllung des Postulats erforderliche Bericht «Gewalt
im Alter verhindern» erschienen war, schrieb der Nationalrat in der Sommersession
2021 das entsprechende Postulat aus der Feder von Ida Glanzmann-Hunkeler (mitte, LU)
ab. 10

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
MARLÈNE GERBER
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5) AB NR, 2013, S. 2205
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